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Statement vom Doña Carmen e.V. 

zum Frankfurter Projekt 
 

„Ausstieg aus der Sexarbeit / Prostitution mit Übergangswohnungen und 

anderen Hilfen unterstützen“ 
 

Frankfurt, 1. November 2024 

 

 

 

 

„Ausstiegsberatung“ für Sexarbeiter*innen als Vorwand: 

 

Magistrat der Stadt Frankfurt bedient grünen Filz 

 
Unter dem Titel „Ausstieg aus der Sexarbeit / Prostitution mit Übergangswohnungen 

und anderen Hilfen unterstützen“ wurde am 5. Juni 2024 von den Fraktionen Grüne / 

SPD / FDP / Volt ein Antrag in die Stadtverordnetenversammlung eingebracht. Er 

wurde am 11.07.2024 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen und laut 

Zwischenbericht des Magistrats vom 11.10.2024 mit jeweils 55.000 € für die 

Haushaltsjahre 2024 und 2025 (zusammen also 110.000 €) in den städtischen Haushalt 

eingestellt.  

 

Nachfolgende Ausführungen begründen die entschiedene Ablehnung dieses Projekts seitens 

Doña Carmen e.V. Die Ausführungen sind wie folgt gegliedert: 
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Das von der Frankfurter Stadtverordnetenversammlung beschlossene Ausstiegs-Projekt für 

Sexarbeiter*innen sieht vor, 
 

● für max. 3 Monate eine Übergangswohnung für ausstiegswillige Sexarbeiterinnen zur  

   Verfügung zu stellen; 

● dafür zwei Appartements außerhalb des „Rotlichtmilieus“ bereitzustellen; 

● ein Übergangsgeld bis zur Bewilligung staatlicher Leistungen zu gewähren; 

● und eine engmaschige Begleitung der Nutzerinnen durch einen „geeigneten Träger“ zu  

   ermöglichen. 

 

Das Projekt soll nach 3 Jahren evaluiert werden. 

 

Der „geeignete Träger“, der mit der Durchführung des Projekts betraut wurde, ist – 

Überraschung! – der christlich ausgerichtete Verein „Frauenrecht ist Menschenrecht“ (FiM). 

 

1. 

Der Verein FiM und der Prostitutions-Ausstieg: Pleiten, Pech und Pannen  
 

Zur Begründung der Sinnhaftigkeit des jetzigen Ausstiegs-Projekt der Stadt Frankfurt wird 

u.a. auf ein von FiM begleitetes Projekt der Stadt Marburg und ein unter der Regie der 

Diakonie laufendes Ausstiegsprojekt in Mannheim verwiesen. Beginnen wir mit letzterem: 

 

Das Prostitutions-Aussteigerinnen-Programm „Horizonte plus“ der Diakonie-

Beratungsorganisation „Amalie“ in Mannheim wird finanziert vom Europäischen Sozialfonds 

Plus und dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg. 

Es hat für die beiden Jahre 2021 und 2022 jeweils 9 Frauen und für 2023 gerade mal 6 

Frauen vorzuweisen, die man „auf dem Weg in ein selbstbestimmtes Leben begleitet“ habe.1 

Ob das am Ende mit einem „Ausstieg“ aus der Prostitution gekrönt wurde, bleibt im Dunkeln. 

 

Ein Beleg für den allseits beschworenen Willen vieler Sexarbeiter*innen zum ersehnten 

Ausstieg aus der Prostitution sind derartige Größenordnungen jedenfalls nicht. Sie zeigen, 

wie wenig dabei herumkommt, wenn man Fragen des Berufswechsels aus der Prostitution 

instrumentalisiert, um eine christlich motivierte Rettungs-Industrie zu alimentieren. 

 

Als noch niederschmetternder erweist sich die bisherige Ausstiegs-Bilanz von FiM, was die 

Stadt Frankfurt allerdings nicht daran hindert, diesen Verein weiterhin ausgiebig zu 

alimentieren. Da viele Dinge bekanntlich schnell in Vergessenheit geraten, werfen wir einen 

Blick zurück auf die Ergebnisse der Ausstiegs-Arbeit von FiM in den letzten Jahren sowohl in 

Marburg als auch in Frankfurt.  

 

● Das Beispiel Marburg 

 

Für den Verein FiM ging es nach eigenem Bekenntnis stets darum, dass Frauen in der 

Prostitution  
 

 „darin unterstützt werden müssen, den Ausstieg aus der Prostitution zu schaffen oder aber 

 ein professionelles Selbstmanagement zu schaffen.“
2
 

 

Der Ausstieg aus der Prostitution stand für FiM stets an erster Stelle. Das „professionelle 

Selbstmanagement“ erschöpft sich in Rechts- und Gesundheitsberatung, den Möglichkeiten 

                                                           
1
 vgl. https://bnn.de/nachrichten/baden-wuerttemberg/ex-prostituierte-aus-mannheim-wuensch-sich-ein-

normales-leben, 17.11.2023  
2
 Elvira Niesner, Stellungnahme FIM, 21.05.2014, S. 4  

https://bnn.de/nachrichten/baden-wuerttemberg/ex-prostituierte-aus-mannheim-wuensch-sich-ein-normales-leben
https://bnn.de/nachrichten/baden-wuerttemberg/ex-prostituierte-aus-mannheim-wuensch-sich-ein-normales-leben
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zum Deutschunterricht und der Begleitung zu Behörden. Eine praxisnahe Einstiegsberatung 

basierend auf der Akzeptanz von Prostitution darf man sich darunter nicht vorstellen. Die 

Arbeit von FiM wurde daher in der Öffentlichkeit in erster Line als Ausstiegsarbeit 

wahrgenommen:  
 

 „Seit 2007 ist die Initiative auch in Marburg tätig. Auf Anregung des Magistrats hatte die 

 dortige Stadtverordnetenversammlung beschlossen, im Rathaus eine Beratungsstelle für 

 Frauen in der Prostitution einzurichten. FIM will Gewalt, Zwang, Ausbeutung und 

 Fremdbestimmung in der Prostitution verhindern und professionelle Hilfe leisten für 

 Opfer von Menschenhandel sowie für ausstiegswillige Frauen. Die Mitarbeiterinnen sind 

 regelmäßig in Marburger Rotlichtbetrieben unterwegs (Streetwork).“
3
 

 

Doch ausgehend von einer derart einseitig reduzierten Perspektive musste die Bilanz der 

FiM-Arbeit erwartungsgemäß ernüchternd ausfallen. So berichtete die Presse 2012 darüber, 

dass FiM innerhalb der ersten fünf Jahre in Marburg ganze 2 Frauen aus der Prostitution 

gerettet habe: 
 

 „Zwei Frauen konnten die Marburger Straßensozialarbeiterinnen Doris Eckhardt und Encarni 

 Ramirez Vega schon aus der Prostitution heraushelfen.“
4
 

 

Das führte im Mai 2014 im Marburger Stadtparlament zu einer kontroversen Debatte. FiM 

hatte in Marburg nach eigenen Angaben im Jahr 2013 ganze 170 Beratungsgespräche mit 

Sexarbeiter*innen geführt, mithin 3 Gespräche pro Woche, was Marburger 

Parlamentarier*innen für eine dürftige Bilanz hielten. Immerhin hatte der Verein FiM allein in 

den ersten 7 Jahren seiner Arbeit in Marburg rund 300 000 Euro kassiert. Die SPD-Mehrheit 

im Marburger Stadtparlament konterte die Kritik damit, dass FiM zukünftig noch mehr als 

bisher ihre Ausstiegs-Propaganda verstärken solle: 
 

 „Das Stadtoberhaupt schätzt, dass die konkreten Ausstiegs-Angebote für Sex-Arbeiterinnen in 

 der Vergangenheit zu schlecht präsentiert worden sein könnten. „Wenn wir in diesem Punkt 

 besser arbeiten können, müssen wir das tun“, sagte er. So solle von der Hilfsorganisation 

 Frauenrecht ist Menschenrecht (FiM) künftig bei Prostituierten verstärkt für den Ausstieg 

 aus dem Sex-Geschäft geworben werden. Nach OP-Informationen soll den Frauen vor 

 allem die Möglichkeit der anonymen, kostenfreien Unterbringung in einem geheimen 

 Wohnhaus in Marburg angeboten werden.“
5
 

 

Von einer Kritik FiMs an einer solch einseitigen politischen Ausrichtung ihrer Arbeit war 

zur damaligen Zeit nichts bekannt. Vor dem Hintergrund von seinerzeit rund 50 in Marburg 

tätigen Sexarbeiter/innen entbrannte dort ein Konflikt über die magere Bilanz der Arbeit von 

FiM: 
 

 „Irritation herrscht bei Josefa Zimmermann-Stroh von der „Bürgerinitiative gegen Bordelle“ 

 angesichts der Zahl der Aussteiger. Offiziell ist von vier Frauen seit 2007 die Rede. 

 Während einer Veranstaltung 2013 in der Volkshochschule sprach FiM Besuchern zufolge 

 jedoch von nur einer Frau, die es bis dato mit Hilfe der Organisation aus dem Sex-Sumpf 

 schaffte. Woher die drei weiteren in der Statistik stammen, ist BI-Anhängern schleierhaft. 

 Christa Winter erläutert am Rande des Sozialausschusses: Es habe sich um Opfer von 

 Zwangsprostitution gehandelt, die erst im Laufe des vergangenen Jahres gerettet worden 

 seien.“ 

 

Trotz dieser geringen Zahl an Aussteigerinnen hielt die Stadt Marburg an der Kooperation 

mit FiM fest, was im März 2024 im Rahmen einer Großen Anfrage der CDU/FDP/BfM-

Fraktion eine Rolle spielte. In der Anfrage wollte man wissen, wie viele Frauen die FiM-

                                                           
3
 Vgl. https://www.giessener-allgemeine.de/regional/stadtgiessen/Stadt-Giessen-Ziel-Frauen-in-der-

Prostitution-besser-beraten;art71,84124, 23.08.2013  
4
 Vgl. https://www.hna.de/politik/sozialarbeiter-rotlicht-viertel-2265353.html, 3.4.2012 

5
 Vgl. http://www.op-marburg.de/Lokales/Marburg/Bordell-Zoff-Vaupel-strebt-Loesung-an, Mai 2014 

https://www.giessener-allgemeine.de/regional/stadtgiessen/Stadt-Giessen-Ziel-Frauen-in-der-Prostitution-besser-beraten;art71,84124
https://www.giessener-allgemeine.de/regional/stadtgiessen/Stadt-Giessen-Ziel-Frauen-in-der-Prostitution-besser-beraten;art71,84124
https://www.hna.de/politik/sozialarbeiter-rotlicht-viertel-2265353.html
http://www.op-marburg.de/Lokales/Marburg/Bordell-Zoff-Vaupel-strebt-Loesung-an
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Beratungsstelle im Rathaus in den Jahren 2021, 2022 und 2023 aufgesucht haben und wie 

hoch die Zahl der ausstiegswilligen Frauen in diesen drei Jahren gewesen sei. 

 

Dier Antwort der Stadt Marburg lautete: Im Jahr 2021 hat FiM 61 Frauen, 2022 insgesamt 36 

Frauen und 2023 zusammen 38 Frauen beraten. Im Schnitt wurden pro Jahr jeweils 8 

Frauen zu Fragen des Ausstiegs aus der Prostitution beraten. In jedem dieser drei Jahre 

wurden im Schnitt 3 Frauen beim Ausstieg geholfen und mussten dabei auch noch in dem 

jeweiligen Folgejahr dabei unterstützt werden.6  

 
 

Jahr 
 

Beratungsfälle 
davon:  zu Fragen des 

Ausstiegs beraten 
Ausstieg  

aus der Prostitution 
davon: Nutzung der 
Ausstiegswohnung 

2021 61 8 4 2 

2022 36 5 1 - 

2023 38 11 4 1 

Summe:  135 24 9 3 

  

Die in Marburg den ausstiegswilligen Frauen zur Verfügung gestellte Ausstiegswohnung 

wurde pro Jahr von jeweils einer Frau genutzt, was belegt, dass die Frage der Wohnung 

nicht der entscheidende Hinderungsgrund für einen Ausstieg sein kann, wie heute in 

Frankfurt behauptet wird. 

 

Doña Carmen e.V. fehlt jegliche Fantasie, um in den Marburger Größenordnungen ein 

vermeintlich vielversprechendes Erfolgsprojekt zu sehen, dessen Übertragung auf 

Frankfurt „überfällig“ sei.7 Derartige Größenordnungen taugen nicht einmal für eine 

Schaufenster-Politik. 

 

Man kann die insgesamt niedrigen Zahlen in Marburg nicht anders interpretieren als 

Bankrotterklärung eines Konzepts, das fälschlicherweise von einer angeblich hohen 

Ausstiegswilligkeit von Sexarbeiter*innen aus dem Beruf Prostitution ausgeht und die einen 

solchen Berufswechsel im Einzelfall auch noch mit wenig realitätstauglichen, ideologischen 

Vorannahmen überfrachtet (siehe unten). 

 

● Das Beispiel Frankfurt 

 

Auch die bisherige Ausstiegs-Arbeit von FiM in Frankfurt war nicht eben von Erfolg gekrönt 

und erweist sich eher als eine Geschichte von Pleiten, Pech und Pannen. Das belegt die 

Auseinandersetzung um den Nachtbus an der Frankfurter Theodor-Heuss-Allee. Für alle, 

die es nicht (mehr) wissen: Der Nachtbus – ein Wohnmobil – war ursprünglich eine 

Forderung und Errungenschaft der HWG („Huren wehren sich gemeinsam“) für Frauen am 

Straßenstrich. Sinn des Nachtbusses war es, Frauen am Straßenstrich mit Infos zu 

versorgen und sie zu unterstützen, nicht aber, dort eine Ausstiegs-Beratung anzubieten. 

 

Ende 2016 wurde das Nachbus-Projekt, das später von FiM-Mitarbeiterinnen betrieben 

wurde und zu einem Ausstiegs-Projekt umfunktioniert wurde, von den verantwortlichen 

Politiker*innen der CDU und der GRÜNEN – mit Zustimmung von FiM – eingestellt. Dabei 

waren dem Magistrat nicht nur die Kosten von 110.000 € pro Jahr zu viel. Entscheidend war 

vielmehr, dass FiM keine Erfolge beim Ausstieg aus der Prostitution vorweisen konnte: 
 

                                                           
6
 Vgl. Magistrat der Stadt Marburg, Antwort auf eine Große Anfrage der CDU/FDP/BfM-Fraktion betr.: Aktuelle 

Situation der Prostituierten in Marburg, VO/1795/2024, (19.03.2024)  
7
 Vgl. Übergangswohnungen für Prostituierte geplant, FAZ, 19.10.2024, https://www.faz.net/aktuell/rhein-

main/frankfurt/frankfurt-will-ausstieg-aus-der-prostitution-erleichtern-110056225.html 

https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/frankfurt-will-ausstieg-aus-der-prostitution-erleichtern-110056225.html
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/frankfurt-will-ausstieg-aus-der-prostitution-erleichtern-110056225.html
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 „Die Sozialarbeiterinnen im Bus machen sehr gute Arbeit“, sagt Ordnungsdezernent Frank. 

 Für ihn war der Bus aber dennoch nur ein Experiment - eines, mit dessen Ergebnis er im 

 August 2012 nicht zufrieden gewesen ist. Er habe gehofft, dass der Bus den Frauen dabei 

 helfe, aus der Prostitution auszusteigen, und diese Hoffnung habe sich nicht erfüllt, 

 sagte Frank damals.“
8
 

 

Offenkundig hat der Verein FiM die Unzufriedenheit über den Null-Ausstieg von Frauen am 
Straßenstrich geteilt und der Einstellung des Nachbusses auch noch selbst zugestimmt. Bloß 
Kaffee ausschenken und Kondome verteilen, wollte man nicht. So hieß es drei Jahre später, 
als die Frage nach dem Nachtbus erneut in die Diskussion kam: 
 

 „Majer erwiderte, die Forderung nach dem Einsatz des Busses greife zu kurz. Im Gespräch 
 mit dem Verein habe er die Auskunft erhalten, dass die Streetworkerinnen selbst das 
 Angebot als problematisch empfunden hätten. So sei eine echte Beratung in dem Bus 
 nicht möglich gewesen, da häufig mehrere Frauen gleichzeitig das Fahrzeug aufgesucht 
 hätten, um sich aufzuwärmen. „Das gab dann natürlich Probleme mit der Vertraulichkeit“, 
 sagte Majer. Die Mitarbeiterinnen von „Frauenrecht ist Menschenrecht“ seien weiterhin 
 regelmäßig in der Theodor-Heuss-Allee aktiv und suchten den Kontakt zu den Prostituierten, 
 berichtete der Gesundheitsdezernent. „Der Bus hat sich aber nicht bewährt“, ergänzte Ursula 
 auf der Heide (Grüne). Das Fahrzeug sei zuletzt „nur noch Café und Kondomstation“ 
 gewesen. Zudem sei fraglich, ob es im Interesse der Stadtregierung sein könne, den Frauen 
 Angebote zum Aufwärmen zu machen. Bei niedrigen Temperaturen sinke die Zahl der 
 Prostituierten auf der Straße um die Hälfte. „Wollen wir dem entgegenwirken?“, fragte auf der 
 Heide. Nico Wehnemann (Die Fraktion) sprang den Grünen bei. Er habe gute Kontakte zum 
 Verein FIM: ‚Die wollen diesen Bus nicht.‘“

9
 

  

Die ablehnende Haltung von FiM bestätigte die GRÜNEN-Abgeordnete Ursula auf der Heide, 

die 2016 in einer aktuellen Stunde des Frankfurter Stadtparlaments zum Nachtbus erklärte: 
 

 „Es waren unter anderem die Fachleute von FIM und dem Frauenhaus, die jetzt und auch in 
 anderen Bereichen mit einem Streetworking-Konzept unterwegs sind, die das Konzept 
 infrage gestellt haben.“

10
 

 

Damit hat FiM die Frauen am Straßenstrich im Regen stehen lassen, weil ihnen der 
Schulterschluss mit den sie finanzierenden Parteien im Römer offenbar wichtiger erschien 
als die Interessen der Frauen am Straßenstrich, die den Nachtbus später vermissten: 
 

 „Auch wenn Marila mit der Polizei zufrieden ist, die Stadt könnte noch mehr tun, findet sie. 
 Früher gab es den „Nachtbus“, in dem heißer Tee, Kondome und belegte Brötchen 
 angeboten wurden. Die Frauen konnten sich ein paar Minuten aufwärmen und ein Gespräch 
 führen. Doch für das Projekt fehlt der Stadt mittlerweile das Geld.“

11
 

 

Gescheitert ist letztlich nicht das Konzept eines Nachtbusses für den Straßenstrich, sondern 
die von FiM betriebene Verzahnung der Frage der Begleitung von Sexarbeiter*innen mit der 
zwanghaften Wahnvorstellung eines erlösenden Ausstiegs aus der Prostitution. Diese Idee 
stand im Vordergrund:  
 

 „Dieses besonders niedrigschwellige Angebot hat das Ziel, die vor allem aus Bulgarien und 
 Rumänien kommenden Frauen am Straßenstrich über Hilfsangebote bei Gewalterfahrungen, 
 bei Zwang und Ausbeutung sowie über Möglichkeiten der Unterstützung bei einem 
 Ausstieg aus der Prostitution zu informieren.“

12
  

 

                                                           
8
 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/nachtbus-nur-noch-bis-ende-2013-sozialkontrolle-fuer-den-

strassenstrich-12288515.html, 20.07.2013 
9
 Vgl. http://www.fr.de/frankfurt/sozialarbeit-in-frankfurt-kein-bus-mehr-fuer-prostituierte-a-731580, 

15.12.2016 
10

 Vgl. Aktuelle Stunde: Nachtbus Prostituierte,  
https://www.gruene-frankfurt.de/fraktion/.../nachtbus-prostituierte/?tx...tx...) 
11

 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-
14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0, 24.10.2016  
12

 FiM, Schlaglichter 2012, https://www.fim-frauenrecht.de/images/pdf/Schlaglichter2012.pdf, S. 22 

http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/nachtbus-nur-noch-bis-ende-2013-sozialkontrolle-fuer-den-strassenstrich-12288515.html
http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/nachtbus-nur-noch-bis-ende-2013-sozialkontrolle-fuer-den-strassenstrich-12288515.html
http://www.fr.de/frankfurt/sozialarbeit-in-frankfurt-kein-bus-mehr-fuer-prostituierte-a-731580
https://www.gruene-frankfurt.de/fraktion/.../nachtbus-prostituierte/?tx...tx
http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0
http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0
https://www.fim-frauenrecht.de/images/pdf/Schlaglichter2012.pdf
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Doch das insgesamt einseitige Ausstiegs-Konzept von FiM war auf Sand gebaut und 
floppte und das enttäuschte Ordnungsamt wollte es offenbar nicht weiter unterstützen. Den 
Schwarzen Peter dafür schob FiM den angeblich nicht aussagewilligen Sexarbeiter*innen in 
die Schuhe, als man schrieb: 
 

 „dass viele der Migrantinnen in der Straßenprostitution nicht dazu bereit oder fähig sind, 
 sich aus ihrer Zwangs- oder Ausbeutungssituation zu lösen. Entsprechend ist die 
 Kooperations- und Aussagebereitschaft der (potentiellen) Verbrechensopfer gegenüber der 
 Polizei gering.“

13
  

 

Von Seiten der betroffenen Sexarbeiter*innen bekam FiM für diese Strategie wenig 
Zustimmung: 
 

 „90 Prozent der Frauen, um die wir uns kümmern, wollen nicht aus ihrer Situation  
 rausgeholt werden“

14
,  

 

plauderte die damalige FiM-Geschäftsführerin, Elvira Niesner, aus. Und ihre Stellvertreterin  
Ramírez Vega erklärte mit Bezug auf das ständige Scheitern bei der Ausstiegs-Arbeit, 
 

 „dass diese Problematik sowie die Vielzahl dieser Frauen FIM inzwischen fast  
 überfordere.“

15
  

 

Wer wie FiM in migrantischen Prostituierten nur als Opfer von Verbrechen sieht und seine 
Arbeit vor allem nur auf deren Ausstieg aus der Prostitution fokussiert, agiert nicht nur 
einseitig, sondern schadet damit, weil permanent falsche Erwartungen geweckt werden. 
Dass FiM sich mit dieser einseitigen Ausstiegs-Orientierung von der Perspektive der 
betroffenen Frauen längst entfernt hat, wird gleichwohl billigend in Kauf genommen: 
 

 „Ramirez leitet die Sozialberatung und ist zuständig für die Streetwork beim Verein 
 „Frauenrecht ist Menschenrecht“ (FIM). Wenn jemand aussteigen will, wird er von ihr 
 unterstützt. Aber sie bleibt realistisch: „Manchmal ist es so, dass die Frauen nach ein paar 
 Tagen wieder an der Straße stehen.“ Entmutigen lässt sich Ramirez davon nicht - sie weiß, 
 dass die Frauen oft ganz anders auf die Welt schauen als sie.“

16
 

 

2.  

Aktuelles Frankfurter Ausstiegsprojekt geht an Realität komplett vorbei 
 

In der Satzung des mit der EKD und der Diakonie eng verbandelten Vereins FiM heißt es: 
 

 „Zweck des Vereins ist, auf der Grundlage des Verständnisses des Menschen als 

 Ebenbild Gottes, alle Ansätze zu fördern, die darauf hinwirken, Menschen – besonders 

 Frauen – vor Käuflichkeit und Entwürdigung zu schützen. Er wird damit in praktischer 

 Ausübung christlicher Nächstenliebe im Sinne der Diakonie tätig.“
17

  
  

„Schutz vor Käuflichkeit“ ist das Codewort für Gegnerschaft zur Prostitution, für die FiM seit 

Jahren steht. Die grundsätzliche ideologische Ausrichtung hindert diesen Verein daran, in 

Bezug auf Prostitution in der Realität anzukommen. Ähnlich wie dessen Sponsoren im 

Magistrat der Stadt Frankfurt sieht der Verein Prostitutionstätigkeit noch immer nicht als 

Beruf an, obgleich sie seit nunmehr zwei Jahrzehnten rechtlich und offiziell als solche 

anerkannt ist. 

                                                           
13

 Vgl. FiM, Schlaglichter, 2012, S. 23, https://www.fim-frauenrecht.de/images/pdf/Schlaglichter2012.pdf  
14

 Vgl. 
https://www.mitmischen.de/diskutieren/topthemen/politikfeld_menschenrechte/Prostitution/Interview/index
.jsp, 09.07.2014   
15

 Vgl. http://abolition2014.blogspot.com/2015/06/sisyphosarbeit-gegen-das-elend-eine-fim.html, 04.06.2015  
16

 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-
14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0, 24.10.2016  
17

 Vgl. http://www.fim-frauenrecht.de/de/ueber-uns/satzung.html) 

 
 

https://www.fim-frauenrecht.de/images/pdf/Schlaglichter2012.pdf
https://www.mitmischen.de/diskutieren/topthemen/politikfeld_menschenrechte/Prostitution/Interview/index.jsp
https://www.mitmischen.de/diskutieren/topthemen/politikfeld_menschenrechte/Prostitution/Interview/index.jsp
http://abolition2014.blogspot.com/2015/06/sisyphosarbeit-gegen-das-elend-eine-fim.html
http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0
http://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/auf-dem-strassenstrich-in-frankfurt-ist-das-leben-hart-14493944.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0
http://www.fim-frauenrecht.de/de/ueber-uns/satzung.html


7 
 

 

Stattdessen gilt Sexarbeit dem Verein FiM als eine von Zwängen und Gewalt 

gekennzeichnete Nischentätigkeit, wo von anderen ausgenutzte und stets getäuschte 

Prostitutionsmigrantinnen angeblich auf nichts sehnlicher warten als auf eine Hilfe beim 

„Ausstieg“. 

 

Entsprechend heißt es im Zwischenbricht des Magistrats vom 11.10.2024 zur Zielgruppe des 

Ausstiegsprojekts: 
 

 „Hauptzielgruppe sind Frauen, Männer und Transgender-Personen, die aus der 
 Zwangsprostitution stammen oder Opfer von Menschenhandel sind. Auch Prostituierte, die 
 unter indirektem Zwang stehen und keinen anderen Ausweg sehen, sollten berücksichtigt 
 werden.“

18  
 

Mit dieser Zielgruppenbeschreibung geht das finanziell gut ausgestattete Projekt an der 

Realität und den tatsächlichen Problemen der in der Prostitution tätigen Frauen meilenweit 

vorbei, wie ein Blick in die hessische Kriminalstatistik zeigt (siehe TABELLE 01 im Anhang). 

 

In Hessen waren ausweislich der Daten des Wiesbadener Bundesamts für Statistik für das 

Jahr 2023 insgesamt 3.073 Sexarbeiter*innen registriert.19 Gleichzeitig lieferte die polizeiliche 

Kriminalstatistik für Hessen zum Kriminalitätsgeschehen im hiesigen Prostitutionsgewerbe 

für die Zeit von 2013 bis 2023 ein Bild, das zu einer Dramatisierung nicht den geringsten 

Anlass liefert: 

 

● Die Zahl der für prostitutionsspezifische Straftaten polizeilich registrierte Zahl der  

   mutmaßlich Geschädigten („Opfer“) sinkt beständig, in den letzten 10 Jahren allein um  

   knapp 50 %. Diese Entwicklung bestätigt damit den bundesweiten Trend der letzten 25  

   Jahre.  
 

● Nimmt man die in Hessen registrierten Sexarbeiter*innen als Bezugsgröße, so sind mit im  

   Schnitt 31 „Opfern“ pro Jahr gerade einmal 1 % der hier in der Prostitution tätigen Frauen  

   mutmaßlich Geschädigte im Zusammenhang mit ihrer Prostitutionstätigkeit. 
 

● Berücksichtigt man zudem, dass die Verurteilten-Quote (= gerichtlich verurteilte „Täter“ 

   bezogen auf die polizeilich als „Tatverdächtige“ eingestuften Personen) bundesweit in der  

   Regel bei rund 10 % liegt, so ist davon auszugehen, dass bestenfalls 0,1 % der als  

   Sexarbeiter*innen registrierten Frauen als gerichtlich erwiesene „Geschädigte“ im  

   Zusammenhang ihrer Prostitutionstätigkeit einzustufen sind. 
 

● Ferner ist zu berücksichtigen, dass im Falle von „Menschenhandel“ und  

   „Zwangsprostitution“ rund 30 % aller mutmaßlich Geschädigten in der polizeilichen  

   Kriminalstatistik nur deshalb als „Opfer“ dieser Delikte gelten, weil sie der Altersgruppe 

   der 18- bis 21-jährigen Frauen angehören, bei denen weder Zwang noch Gewalt  

   vorliegen muss, um als „Opfer“ dieser Strafrechtsdelikte klassifiziert zu werden. 

 

Angesichts solcher Größenordnungen ist gleichsam vorprogrammiert, dass auch das jetzige 

von der Stadt Frankfurt finanzierte und an FiM vergebene Ausstiegsprojekt zum Flop wird. 

 

FiM bezeichnet unter Verwendung kriminalisierender Begrifflichkeiten die „Organisatoren 

des Milieus“ in Frankfurt als „Zuhälter, Bordellbetreibende und mit ihnen verbundene 

Banden“.20  

                                                           
18

 Vgl. Zwischenbericht Magistrat Frankfurt, 11.10.2024 
19

 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-

Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionstaetigkeit2023.html, 12.07.24 
20

 Vgl. https://fim-frauenrecht.de/wp-content/uploads/2022/12/Schlaglichter-2022_FINAL_Web.pdf, 2022  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionstaetigkeit2023.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/Tabellen/prostitutionstaetigkeit2023.html
https://fim-frauenrecht.de/wp-content/uploads/2022/12/Schlaglichter-2022_FINAL_Web.pdf
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Auch derart Klischee behaftete Äußerungen im Stile des vergangenen Jahrhunderts lassen 

sich mit den Angaben der hessischen Kriminalstatistik nicht in Einklang bringen (siehe 

TABELLE 02 im Anhang): 
 

● Der bereits seit Langem anhaltende, deutliche Rückgang der Tatverdächtigen bei 

   prostitutionsspezifischen Delikten entspricht dem oben dargestellten Rückgang der Zahl  

   der Geschädigten im Prostitutionsgewerbe. 
 

● Unter dem Prostituiertenschutzgesetz kamen in den vergangenen sieben Jahren  

   (2017 - 2023) rein statistisch weniger als ein polizeilich ermitteltes „Opfer“ auf einen 

   Tatverdächtigen. Als Indiz für „bandenmäßige Strukturen“ taugen solche 

    Größenordnungen sicher nicht.  
 

● Unter dem Prostituiertenschutzgesetz gab es in Hessen im Schnitt der vergangenen  

    sieben Jahre (2017 - 2023) gerade einmal 9 von der Polizei der „Zuhälterei“ 

    verdächtigte Personen. Es bedarf schon reichlich Fantasie zu glauben, mit einer solchen  

    Größenordnung ließe sich in Hessen das Prostitutionsgewerbe mit rund 3.000 dort tätigen  

    Frauen betreiben. 
 

Vor diesem Hintergrund löst sich die „Hauptzielgruppe“ der von der Stadt Frankfurt 

und FiM ins Auge gefassten Prostitutions-Ausstiegskandidatinnen – nämlich die von 

Gewalt, Zwang und „Menschenhandel“ betroffenen Frauen – weitgehend in Luft auf.  

 

3.  

Unterstützung bei Berufswechsel aus der Prostitution ideologisch überfrachtet 
 

Aus Mangel an tatsächlich Geschädigten im Prostitutionsgewerbe sehen sich der Magistrat 

der Stadt Frankfurt und der Verein FiM offenbar genötigt, den verbleibenden Frauen in der 

Prostitution einen „indirekten Zwang“ zu unterstellen. Offensichtlich sehen diese für sich 

selbst „keinen anderen Ausweg“ und bedürfen folglich der Ausstiegshilfe seitens der Stadt 

Frankfurt und des Vereins FiM. 

 

Die den Prostitutionsmigrantinnen zugeschriebene notorische Unfähigkeit, sich selbst aus 

Abhängigkeits- und Zwangsverhältnissen lösen zu können, ist eine handfeste 

Stigmatisierung. Sie findet ihre Fortsetzung in der Begründung des Antrags zum 

Ausstiegsprojekt, in dem davon die Rede ist, dass die dort betreuten Frauen „stabilisiert“ und 

neu „orientiert“ werden müssten. Das unterstellt, dass Frauen in der Prostitution vor allem 

„instabil“ oder aber „desorientiert“ sind. Und um die von FiM häufig als 

„Armutsprostituierte“ diffamierten Sexarbeiter*innen aus dieser misslichen Situation zu 

befreien, bedarf es angeblich der Ausstiegs-Wohnungen.21 

 

Kein Zweifel: Ein Berufswechsel ist – ebenso wie in allen sonstigen Branchen – auch im 

Prostitutionsgewerbe für die Betroffenen mit einer Reihe von Herausforderungen verbunden. 

Bei migrantischen Sexarbeiter*innen liegen diese oft in unzureichenden  

(Schrift-)sprachkenntnissen sowie an unzureichenden Informationen über mögliche 

berufliche Alternativen.  

                                                           
21

 Es fragt sich, warum eigentlich den vielen in der Gastronomie, im Reinigungsgewerbe, auf dem Bau oder in 

der Pflege tätigen „Armutsmigranten*innen“ keine kostenlosen „Ausstiegswohnungen“ offeriert werden. Der 

Grund, warum das nicht geschieht, liegt freilich auf der Hand: Der verkappte Rassismus der gesamten 

Argumentation würde dann offen zu Tage treten. Im Fall von Prostitution wähnt man sich auf sicherem Terrain 

und glaubt, sich auf eine vermeintlich verbreitete Ablehnung von Prostitution stützen zu können. 
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Doch all diese Umstände rechtfertigen nicht im Geringsten, den Berufswechsel aus der 

Prostitution als eine Art „innere Läuterung“ der betroffenen Frauen in Szene zu setzen und 

ihnen eine radikale, möglichst dauerhafte „Abkehr von der Prostitution“ abzuverlangen. 

Genau das aber wird im städtischen Ausstiegskonzept zur Bedingung für eine Unterstützung 

von Sexarbeiter*innen gemacht, wenn es heißt, dass die den Frauen zur Verfügung 

gestellten Wohnungen unbedingt „außerhalb des Rotlichtmilieus liegen“ müssten.  

 

In keiner anderen Branche werden Menschen, die sich beruflich verändern wollen, 

derart in ihre Grundrechte eingreifende Auflagen zur Bedingung gemacht. Nur im Falle 

von Sexarbeiter*innen wird so paternalistisch und bevormundend verfahren, dass 

man glaubt ihnen vorschreiben zu können, wo sie zu wohnen haben und welchen 

Bekanntenkreis sie fortan haben dürfen. 

 

An solchen Vorgaben wird deutlich, wie die den Frauen bei ihrem Berufswechsel gewährte 

„Unterstützung“ mit Ansprüchen überfrachtet wird, die einzig und allein aus der christlichen 

Prostitutionsgegnerschaft und dem Bestreben einer Rettung der Frauen aus der 

Prostitution resultieren. Solche Ansprüche mögen mit den Vorstellungen der EKD und der 

Diakonie übereinstimmen. Den Bedürfnissen der betroffenen Frauen werden sie ganz und 

gar nicht gerecht. 

 

In § 1 der Satzung von FiM heißt es:  
 

 „Der Verein ist Mitglied im Diakonischen Werk in Hessen und Nassau e.V.“ 
 

Das evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. hat von Grund auf ein angespanntes 
Verhältnis zu Prostitution, was sich aus der christlichen Position zu Sexualität ergibt. So erklärte 
Maria Loheide vom Bundesvorstand der Diakonie am 29.04. 2016: 
 

 „Wo steht die Diakonie? Ich kann Ihnen versichern, meine sehr verehrten Damen und 
 Herren: Bei der Diskussion um die Wertung und die rechtliche Einordnung von Prostitution 
 gehen die Meinungen unter evangelischen Christ*innen und innerhalb der Diakonie vielfach 
 auseinander und es wird heftig gestritten. Und wenn es um Prostitution geht, geht es    
             immer auch um das Verhältnis zur Sexualität. „Sexualität gehört nach christlicher  
             Auffassung zur Geschöpflichkeit und ist damit von Gott gegeben. Zugleich unterliegt  
             sie der Verantwortung des Menschen. Übereinstimmend wird Sexualität heute als ein  
             ganzheitliches Geschehen gesehen, in dem sich zwei Menschen gleichberechtigt als  
             Personen, als Individuen begegnen. Diese Begegnung, diese Beziehung schließt  
             wechselseitigen Respekt und Verantwortung für einander mit ein.“ Dieses Verständnis  
             sexueller Begegnungen trifft auf Prostitution nicht zu: „Bei ihr bleibt das Sexuelle auf  
             die Seite des Freiers beschränkt. Die Beziehung – was immer sich in der Phantasie des  
             Freiers abspielen mag – ist ein  Dienstvertrag seiner eigenen Art, getauscht wird Arbeit  
             gegen Geld.“

22
 

 

Die Position der Diakonie zur Prostitution wird verständlich vor dem Hintergrund, dass die 
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) Träger der Diakonie ist. Die EKD wiederum hat ihre 
offizielle Position zur Prostitution in einer „Stellungnahme des Kirchenamtes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zu der Anfrage des Verwaltungsgerichts Berlin (35. Kammer) vom 14. August 
2000 zur ‚Sozialethischen Position der Prostitution‘“ wie folgt vorgetragen: 
 

 „Die Evangelische Kirche in Deutschland hat sich in ihrer ‚Denkschrift zu Fragen der  
 Sexualethik‘ von 1971 ausführlich mit der Thematik der Prostitution beschäftigt und 
 ausgeführt, dass die Kirche es mit der Würde der Frau für unvereinbar hält, wenn ihr  
             Körper zur käuflichen Ware gemacht wird. Deshalb kann die Kirche Prostitution  auch nicht  
             als einen „normalen Beruf“ betrachten. Gleichwohl gilt der Seelsorgeauftrag allen  
             Menschen, auch Prostituierten…. Zu dieser Hilfe sollte auch gehören, der Prostituierten  
             trotz bestehen bleibender Sittenwidrigkeit der Prostitution eine gewisse rechtliche  

                                                           
22

 Vgl. 

https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Ueber_Uns_PDF/290416Einrichtung_Prostitu

tion.pdf 

https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Ueber_Uns_PDF/290416Einrichtung_Prostitution.pdf
https://www.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Ueber_Uns_PDF/290416Einrichtung_Prostitution.pdf
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             Sicherheit zu bieten. Die Sittenwidrigkeit kann vor dem Hintergrund des christlichen  
             Menschenbildes nicht in Frage gestellt werden.“ 
 

Diese Ausführungen, in denen die Amtskirche wie seit Jahrhunderten für sich in Anspruch nimmt zu 
definieren, was die Würde einer Frau ausmacht, verdeutlichen insbesondere mit dem 
grundsätzlichen Bekenntnis zur so genannten „Sittenwidrigkeit“ von Prostitution das seinerzeit, aber 
auch gegenwärtig nach wie vor angespannte Verhältnis zur Prostitution. 
 

Der Verein FiM ist seit seiner Gründung bis heute organisatorisch und ideell eingebunden in 
kirchliche Strukturen. FiM ist 1980 als Ökumenische Asiengruppe“ aus dem Weltgebetstag 
entstanden.

23
 Die Mitbegründerin und langjährige Vorstandsvorsitzende, Frau Gertrud Mehrens, 

war Mitglied der Synode der Nordelbischen Kirche. FiM ist seit 1998 Mitglied der 
‚Arbeitsgemeinschaft im Diakonischen Werk der EKD zu Prostitution und Menschenhandel‘. FiM 
arbeitet u. a. mit im Fachrat der Frauenarbeit im Kirchenkreis Ost der Nordkirche, im Ökumenischen 
Frauensalon an der Missionsakademie Hamburg der Nordelbischen Kirche, im Arbeitskreis 
„Migration und Interkulturelle Arbeit“ der Diakonie in Hessen und Nassau. Als eines der drei 
„Hauptstandbeine“ seiner Finanzierung bezeichnet FiM die Finanzierung durch die Evangelische 
Kirche (EKHN und DWHN). 

 

Doña Carmen e.V. hat in der Arbeit mit Prostitutionsmigrantinnen durchgängig die Erfahrung 

gemacht, dass sie – egal, ob ausstiegswillig oder nicht – keine zwangsweise Auslagerung 

aus dem Bereich ihrer ethnischen Community wünschen und akzeptieren. Sie lehnen 

einen solchen Umgang mit ihrer Person aus nachvollziehbaren Gründen ab. Ihnen das im 

Rahmen des jetzt beschlossenen Ausstiegsprojekt abzuverlangen und aufzuzwingen, heißt 

aber nichts anderes, als dieses Projekt zu beerdigen, bevor es überhaupt begonnen hat. 

 

4.  

Magistrat missachtet gesetzliche Vorgabe der Neutralität bei behördlicher 

Pflichtberatung von Sexarbeiter*innen 
 

Als wären das alles nicht bereits Gründe genug, um dem vom Magistrat befürworteten 

Ausstiegsprojekt kritisch gegenüberzustehen, hebelt die Stadt Frankfurt mit diesem Projekt 

auch noch die den Sexarbeiter*innen gesetzlich zugestandene Neutralität im Rahmen der 

ihnen aufgezwungenen Pflichtberatungen aus, um dem Verein FiM einen Zugang zu 

Sexarbeiter*innen zu ermöglichen, den sie sonst offenbar nicht haben. 

 

Aus dem Zwischenbericht des Magistrats vom 11.10.2024 geht nicht nur hervor, dass der 

Verein FiM mit der Durchführung des Ausstiegs-Projekts betraut wird, sondern auch, wie der 

Kontakt zwischen FiM und den Sexarbeiter*innen zustande kommen soll, damit letztere von 

dem ihnen zuteilwerdenden Ausstiegs-Projekt überhaupt erfahren: 
 

 „Ein weiterer relevanter Aspekt ist die Art und Weise, wie Prostituierte über dieses Angebot 

 informiert werden. Dies sollte wertschätzend und individuell erfolgen. Im Rahmen der 

 verpflichtenden Beratung nach dem ProstSchG finden vertrauliche Gespräche statt, in 

 denen Klientinnen und Klienten die Möglichkeit haben, selbst Fragen zu stellen oder über ihre 

 Lebenssituation zu berichten. Diese Option trägt dazu bei, das Vertrauen in die Behörde und 

 deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu stärken.“
24

 
 

Die hier vom Magistrat ins Auge gefasste Instrumentalisierung der gesetzlich verordneten 

Zwangsberatungen für Sexarbeiter*innen, um sie mit dem Ausstiegs-Ansinnen der Stadt und 

des Vereins FiM bekannt zu machen, sind so im Prostituiertenschutzgesetz gar nicht 

vorgesehen. Dort heißt es in § 3 ProstSchG: 
 

  
 

                                                           
23

 20 Jahre FiM, S. 85 
24

 Vgl. Bericht des Magistrats vom 11.10.2024 B 385 



11 
 

 §3 Anmeldepflicht für Prostituierte 
 (1) Wer eine Tätigkeit als Prostituierte oder als Prostituierter ausüben will, hat dies vor 
 Aufnahme der Tätigkeit persönlich bei der Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich die 
 Tätigkeit vorwiegend ausgeübt werden soll, anzumelden.

25
 

 

§ 7 ProstSchG spricht ausdrücklich von einer „Informationspflicht der Behörde“, nicht aber 
einer hinzugezogenen Beratungsstelle: 
 

 „Die zuständige Behörde stellt der oder dem Prostituierten während des Beratungsgesprächs 
 Informationen zur Ausübung der Prostitution in geeigneter Form zur Verfügung.“ 
 

Soweit die Hinzuziehung einer Beratungsstelle erwogen wird, darf dies nur zu Zwecken der 

Sprachvermittlung erfolgen. Alles, was darüber hinausgeht, bedarf der Zustimmung der 

betroffenen Sexarbeiterin, die im Einzelfall eingeholt werden muss:  
 

 § 8 ProstSchG 
 „(2) Die zuständige Behörde kann mit Zustimmung der anmeldepflichtigen Person eine 
 nach Landesrecht anerkannte Fachberatungsstelle für Prostituierte oder eine mit Aufgaben 
 der gesundheitlichen Beratung betraute Stelle zu dem Informations- und Beratungsgespräch 
 hinzuziehen. Dritte können mit Zustimmung der Behörde und der anmeldepflichtigen Person 
 zum Gespräch hinzugezogen werden. Zum Zwecke der Sprachmittlung kann die Behörde 
 Dritte auch ohne Zustimmung der anmeldepflichtigen Person hinzuziehen.“ 
 

Eine Einbeziehung von FiM in die Pflichtberatung der Sexarbeiter*innen nach dem 

ProstSchG widerspricht auch schon deshalb den Vorgaben des Gesetzes, weil in der 

Begründung von § 3 ProstSchG verlangt wird, dass das „Informations- und 

Beratungsgespräch“ in einem „neutralen und vertraulichen Rahmen“ stattfinden muss. 
 

 „Mit der Pflicht zum persönlichen Erscheinen wird gerade Personen, die besonderen Schutz 
 bedürfen, eine Möglichkeit zur Kontaktaufnahme mit milieufernen Dritten geboten und eine 
 Chance, von der Existenz unterstützender Angebote zu erfahren. Dies gilt insbesondere für 
 Personen, die entgegen den Zielen des Gesetzes weitgehend fremdgesteuert und 
 uninformiert von Dritten in Prostitutionsbetriebe verbracht werden. Hier kann die persönliche 
 Anmeldung in einem neutralen und vertraulichen Rahmen den Zugang zu Beratung und 
 Unterstützung wesentlich erleichtern.“

26
  

 

Mit anderen Worten: Sexarbeiter*innen haben einen gesetzlich verbrieften Anspruch auf 

Neutralität und Vertraulichkeit. Der aber wird durch die nunmehr geplante Einbeziehung 

des Vereins FiM aufgehoben. Dies belegen nicht zuletzt 
 

● die in der FiM-Satzung verankerte christliche Ausrichtung gegen Prostitution; 

● die öffentliche Verbreitung ausschließlich negativer Stereotype über Prostitution und  

    Prostitutionsmigranten*innen; 

● die darin zum Ausdruck kommende stigmatisierende Sichtweise auf 

Prostitutionsmigranten*innen 

● der Hang zur Dramatisierung der Umstände in der Prostitution im Widerspruch zu 

nachprüfbaren Fakten 

● der einseitige Fokus auf einen ideologisch motivierten Prostitutions-Ausstieg. 

 

Es scheint nur eine Frage der Zeit und der Opportunität zu sein, wann man gedenkt, der 

ohnehin schon grundsätzlich missbilligten „Käuflichkeit sexueller Dienstleistungen“ praktisch 

zu Leibe zu rücken. So positionierte sich die stellvertretende FiM-Geschäftsführerin Encarni 

Ramirez Vega auf einer Diskussionsveranstaltung 2015 als eine Prostitutionsgegnerin, die 

                                                           
25 Vgl. 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s2372.pdf#
__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s2372.pdf%27%5D__1525331186164  
26 Vgl. http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/085/1808556.pdf, S. 63 

   

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s2372.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s2372.pdf%27%5D__1525331186164
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s2372.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s2372.pdf%27%5D__1525331186164
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/085/1808556.pdf
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nur auf den richtigen Zeitpunkt der Einführung des so genannten „Nordischen Modells“ der 

Freierbestrafung in Deutschland warte: 
 

 „Trotz der abwehrenden Haltung FIMs zum Nordischen Modell erklärte Ramírez Vega, dass 

 FIM sich eine Welt ohne Prostitution wünsche…Eine junge Frau… befragte Frau Ramírez 

 Vega, warum FIM, wenn sie sich eine Welt ohne Prostitution wünschten, nicht für das 

 Nordische Modell einträten. Ramírez Vegas Antwort lautete: „Weil Deutschland noch 

 nicht so weit ist.““
27

 
 

Mit anderen Worten: Wenn man in Deutschland mal soweit ist, befürwortet der Verein FiM 

selbstredend auch das „Nordische Modell“ einer Kriminalisierung der Nachfrage nach 

Prostitution.  

 

Mit der gesetzlich geforderten Neutralität bei „Informations- und Beratungsgesprächen“ für 

Sexarbeiter/innen im Zuge der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes ist eine solche 

Positionierung nicht vereinbar. 

 

5.  
110.000 Euro für eine Luftnummer        

 
Der Übergang in eine neue berufliche Existenz wird im Rahmen des jüngst beschlossenen 
städtischen Konzepts zum Ausstieg aus der Prostitution unnötigerweise verbunden mit einer 
erzwungenen Separierung der Frauen vom „Milieu“ sowie dem übergriffigen Erfordernis 
des Aufbaus eines „neuen Bekanntenkreises“.  
 
Vor diesem Hintergrund räumte eine FiM-Mitarbeiterin erst kürzlich öffentlich ein, dass ein 
Ausstieg aus der Prostitution binnen drei Monaten gar nicht zu bewerkstelligen sei, wie das 
im Frankfurter Ausstiegsprojekt jetzt vorgesehen ist: 
 

 „Mit einigen Klientinnen habe FiM auch nach zwei Jahren noch Kontakt. Die 
 Aussteigerinnen müssten nicht nur beruflich neu Fuß fassen, sondern sich außerdem 
 einen neuen Bekanntenkreis aufbauen. Insofern reiche die Zeitspanne von drei 
 Monaten, die eine Klientin in der Ausstiegswohnung bleiben dürfe, meist nicht 
 aus, sagt Waldschmidt. „Drei Monate sind viel zu kurz. Da müsste alles perfekt 
 laufen, um den Ausstieg bis dahin geschafft zu haben.“28 
 
Schon im Vorfeld ist mithin dem Träger, der das Ausstiegs-Projekt durchführen soll, klar, 
dass es aller Voraussicht nach floppen wird.  
 
Auf die Frage, warum ein Ausstiegs-Projekt trotz der im Vorfeld selbst geäußerten Zweifel an 
dessen Konzept dennoch beschlossen und in Angriff genommen wird, kann es daher nur 
eine Antwort geben: Es geht um das Abgreifen öffentlicher Fördermittel und die finanzielle 
Absicherung des Vereins FiM durch die Stadt Frankfurt – ganz gleich, ob die durchgeführten 
Projekte für die Betroffenen einen signifikanten Mehrwert haben oder nicht.  
Zu Sexarbeiter*innen hat der Verein FiM offenbar ein sehr funktionales Verhältnis: Sie 
erscheinen bestenfalls als Objekte zum Zweck der Absicherung des eigenen Arbeitsplatzes. 
 

Der Verein FiM profitiert in Frankfurt schon seit Jahrzehnten von seinen guten 

Beziehungen und den regelmäßigen Zuwendungen seitens des Frauenreferats, des 

Amts für Multikulturelle Angelegenheiten, des Drogenreferats sowie des Jugend- und 

                                                           
27

 Zit. nach: http://abolition2014.blogspot.com/2015/06/sisyphosarbeit-gegen-das-elend-eine-fim.html  
28

 Vgl. Ein Schutzraum für Prostituierte, Faz, 1.3.2024, https://www.faz.net/aktuell/rhein-
main/ausstiegswohnung-wie-prostituierte-den-weg-aus-dem-milieu-finden-19545348.html 
 

http://abolition2014.blogspot.com/2015/06/sisyphosarbeit-gegen-das-elend-eine-fim.html
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/ausstiegswohnung-wie-prostituierte-den-weg-aus-dem-milieu-finden-19545348.html
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/ausstiegswohnung-wie-prostituierte-den-weg-aus-dem-milieu-finden-19545348.html
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Sozialamts – allesamt Einrichtungen, für die Vertreter*innen von Bündnis 90 / Die 

Grünen aktuell die politische Verantwortung tragen. 

 

Die auf die Schnelle für ein Prostituierten-Ausstiegsprojekt rausgehauenen 110.000 Euro für 

2024 und 2025 erweisen sich vor dem Hintergrund des Dargelegten keinesfalls als 

„überfällige“ Maßnahme, sondern vielmehr als Beleg für eine fortgesetzten städtischen 

Alimentierung des Vereins FiM. 

 

6. 

Fazit und Alternative  
 

Bundesweite Erfahrungen bestätigen seit langem: Projekte zum Berufswechsel aus der 

Prostitution in andere Tätigkeiten sind immer dann zum Scheitern verurteilt, wenn sie mit der 

ideologisch motivierten Grundannahme einer gänzlichen Abkoppelung vom „Milieu“ 

verbunden werden. Ein solcher die Betroffenen stigmatisierender Ansatz, der die 

Unterstützung beim Berufswechsel an die Vorbedingung eines biographischen Schnitts, an 

ein Abschwören der Prostitution und an einen vollständigen Wechsel des persönlichen 

Bekanntenkreises knüpft, steht nicht nur für eine diskriminierende Missachtung der 

Sexarbeiter*innen, sondern ist darüber hinaus gänzlich unrealistisch und durch und durch 

untauglich. 

 

Die dafür investierten Steuergelder helfen niemandem. 

Sie sind aus dem Fenster rausgeworfenes Geld. 

 

Vielmehr bedarf es in Projekten zum Zwecke des unterstützten Berufswechsels aus der 

Prostitution eines pragmatischen Ansatzes. Frauen in der Prostitution, die eine berufliche 

Veränderung ins Auge fassen, bedürfen einer Übergangszeit, in der sie sich damit vertraut 

machen und darauf vorbereiten. Und sie brauchen die Möglichkeit, der Prostitution über 

einen gewissen Zeitraum hinweg weiterhin als Nebenbeschäftigung nachgehen zu können 

und während dieser Zeit als Aufstocker*innen ergänzende staatliche Leistungen in Anspruch 

nehmen zu können.  

 

Auf die zentrale Rolle der Wohnungsfrage im Hinblick auf die aktuelle Situation der 

Prostitution in Frankfurt hat Doña Carmen e.V. mit dem Vorschlag für ein Boardinghaus für 

Sexarbeiter*innen schon vor mehr als einem Jahr hingewiesen, wurde aber von der 

Stadtregierung ignoriert. (vgl. https://www.donacarmen.de/dona-carmen-e-v-zum-1-

mai/#more-2996) Die Frage von Übergangswohnungen  – wie in dem jetzigen Beschluss 

des Magistrats der Stadt Frankfurt auf die Frage des Ausstiegs aus der Prostitution zu 

reduzieren ist eine groteske Karikatur auf jeden ernstzunehmenden Lösungsvorschlag. 

Sexarbeiter*innen sind Wanderarbeiter*innen und benötigen städtisch geförderte 

arbeitsplatznahe Wohnunterkünfte, die unterschiedliche Zwecke erfüllen. Sie auf die Frage 

des Berufswechsels zu reduzieren, verdankt sich ideologischer Verblendung sowie 

politischer Kurzsichtigkeit und ist in Anbetracht der tatsächlichen Problemlage völlig 

unangemessen. 

 

Ausstiegs-Projekte auf einer ideologischen Grundlage, wie sie vom Magistrat der 

Stadt Frankfurt in Trägerschaft von FiM beabsichtigt werden, sind das genaue 

Gegenteil einer erfolgversprechenden Unterstützung von Sexarbeiter*innen und 

sollten daher umgehend eingestampft werden. Sie sind mit der Stigmatisierung von 

Sexarbeit verbunden und eine Verschwendung öffentlicher Gelder. Als solche sind sie 

abzulehnen. 

https://www.donacarmen.de/dona-carmen-e-v-zum-1-mai/#more-2996
https://www.donacarmen.de/dona-carmen-e-v-zum-1-mai/#more-2996
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TABELLEN-ANHANG: 
 

 

 

 

TABELLE 01: Polizeilich vermutete „Opfer“ von „Rotlichtkriminalität“ in Hessen  

                        (2013 - 2023)29 
 

 

 

Strafdelikt 
 

 

2013 
 

2014 
 

2015 
 

2016 
 

2017 
 

2018 
 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 

 

Ausbeutung 
Prostituierte 
 

 
0 

 
4 

 
2 

 
4 

 
3 

 
3 

 
1 

 
0 

 
2 

 
5 

 
1 

 

Zuhälterei 
 

 

35 
 

18 
 

8 
 

20 
 

15 
 

12 
 

10 
 

2 
 

6 
 

11 
 

9 

 

Menschenhandel in 
Prostitution 
 

 
42 

 
42 

 
42 

 
29 

 
31 

 
32 

 
8 

 
12 

 
8 

 
5 

 
4 

 

Zwangsprostitution 
 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
8 

 
13 

 
16 

 
8 

 
18 

 
17 

 
11 

 

Freiheitsberaubung 
in der Prostitution 
 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
1 

 
0 

 
1 

 
0 

 
0 

 
1 

 
0 

Mutmaßlich 
Geschädigte 

 

77 
 

65 
 

68 
 

54 
 

58 
 

60 
 

36 
 

22 
 

34 
 

39 
 

25 

5-Jahres-
Durchschnitt 

 
 

61 
 

31 

 
 

 

TABELLE 02: Entwicklung der Tatverdächtigen bei prostitutionsspezifischen Delikten in 

                        Hessen (2008 - 2023)30  
 

 

 
 

Jahr 

 

Prostitutionsgewerbe: Tatverdächtige in Hessen 
 

 

Ausbeutung 
Prostituierte 

 

 

Zuhälterei 

 

Menschen- 
handel 

 

Zwangs-
prostitution 

Freiheits-
beraubung 

& Prostitution 

 
Summe 

im Schnitt 
& Ver-

änderung 

2008 8 46 68 - - 122  
 
 
 

84 

2009 6 8 65 - - 79 

2010 1 26 55 - - 82 

2011 9 13 53 - - 75 

2012 1 25 75 - - 101 

2013 0 30 47 - - 77 

2014 6 17 38 - - 61 

2015 1 19 53 - - 73 

2016 4 21 37 - - 62  
 

46 
 

(- 45%) 

2017 1 15 34 9 5 64 

2018 5 12 35 15 0 67 

2019 1 11 13 20 1 46 

2020 0 3 14 20 0 37 

2021 3 6 10 20 0 39 

2022 3 8 4 15 1 31 

2023 1 8 3 9 0 21 

  

                                                           
29

 Vgl. https://www.polizei.hessen.de/die-polizei/statistik/, 2024 
30

 Vgl. https://www.polizei.hessen.de/die-polizei/statistik/, 2024 
 

https://www.polizei.hessen.de/die-polizei/statistik/
https://www.polizei.hessen.de/die-polizei/statistik/

